
setzes. Diesem Gesetz war der Entwurf eines Übernahme- und 
Anpassungsgesetzes zum Bundesbeamtengesetz beigefügt, das 
sicher auch anderen Fraktionen zugegangen sein wird.

Wie steht die Regierung zur Schaffung eines Beamtengeset­
zes? Sind dazu entsprechende Schritte ins Auge gefaßt, bzw. 
welche Gründe sprechen für das gegenwärtige Zögern der Re­
gierung zu diesem Problem?

Ministerpräsident de Maiziere:

Koalitionsvereinbarung, Herr Abgeordneter!

Dr. Diestel, Stellvertreter des Ministerpräsidenten und Mi­
nister für Innere Angelegenheiten:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Zur Beantwortung dieser Frage möchte ich eingangs auf die Re­
gierungserklärung verweisen, in der abgestimmt war, daß vor­
erst der Status des Beamten nicht der Status sein wird, mit dem 
wir unsere Mitarbeiter im Staatsapparat versehen werden. Ge­
mäß Art. 29 des Staatsvertrages gewährleistet die Regierung der 
Noch-DDR, daß sich neue dienstrechtliche Vorschriften auf 
Übergangsregelungen beschränken. Auch in der Koalitionsver­
einbarung wurde die Festlegung getroffen, daß unter der gegen­
wärtigen Regierung der Beamtenstatus und damit auch die ent­
sprechenden Rechtsvorschriften noch nicht eingeführt werden.

Unabhängig hiervon erscheint die Schaffung eines Beamten­
gesetzes angesichts der Aufgaben, die sich der Regierung stel­
len, nicht vordringlich, aber überlegenswert. Die Regierung 
geht davon aus, daß nach der Vereinigung Deutschlands nach 
Art. 23 des Grundgesetzes die beamtenrechtlichen Regelungen 
auch auf dem heutigen Territorium der DDR ihre Gültigkeit ha­
ben werden.

In den nächsten Monaten wird die Verfahrensweise hierzu mit 
den Bundesministerien abgestimmt. Erste Gespräche haben be­
reits stattgefunden. Wir glauben, daß das eine Aufgabe sein wird, 
die in engem Zusammenhang mit der deutschen Einheit stehen 
wird.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Jetzt bitte ich den Abgeordneten Stempell von der CDU/DA- 
Fraktion, seine Frage zu formulieren.

Stempell (CDU/DA):

Haftgefangene erhalten gegenwärtig ca. 18-23 Prozent des 
durch Arbeit verdienten Lohnes als Arbeitsvergütung zur per­
sönlichen Verwendung. Der konkret festgelegte Prozentsatz ist 
dabei abhängig von der Erfüllung der Arbeitsnorm. Zur persön­
lichen Verfügung stehen nach meiner Information ca. 80-100 DM 
monatlich abzüglich bestehender Verpflichtungen. Veränderte 
Preise - u. a. für Zeitschriften - führen zu Finanzproblemen.

Ist eine Erhöhung der zur persönlichen Verwendung der Haft­
gefangenen bestehenden Lohnvergütung vorgesehen, ganz ab­
gesehen davon, daß es örtliche Probleme gibt, überhaupt geeig­
nete Beschäftigungsmöglichkeiten für Haftgefangene zu si­
chern?

Dr. Diestel, Stellvertreter des Ministerpräsidenten und Mi­
nister für Innere Angelegenheiten:

Herr Abgeordneter, zu Ihrer Frage und zu der kommenden Fra­
ge, die mir nachher noch gestellt werden wird, möchte ich sagen, 
daß insgesamt der Strafvollzug eines der Stiefkinder, vielleicht die 
gefallene Tochter der Gesellschaft ist, die wir überwunden haben.

Ich möchte konkret zur Frage der Vergütung bei Strafgefange­
nen folgendes darstellen. Die den Strafgefangenen zu zahlende

Arbeitsvergütung basiert auf den gesetzlichen Bestimmungen, 
insbesondere auf der Ersten Durchführungsbestimmung zum 
Strafvollzugsgesetz der DDR. Dort ist die Berechnung der Ar­
beitsvergütung geregelt. Sie besagt: 18 Prozent des Nettolohnes, 
den ein Werktätiger für dieselbe Tätigkeit erhält, wenn er nicht 
Strafgefangener ist. Das ist der Maßstab, der Gegenstand der 
rechtlichen Regelung ist.

Durch ein System zusätzlicher Leistungsstimulierung auf der 
Grundlage der tatsächlichen Leistungserfüllung erhalten Straf­
gefangene gegenwärtig durchschnittlich 20,3 Prozent dieser an­
genommenen Nettovergütung eines Werktätigen. Das ent­
spricht durchschnittlich 137 DM pro Strafgefangenem monat­
lich.

Ich akzeptiere und bin davon überzeugt, daß das unter den Be­
dingungen der Währungsunion ein sehr komplizierter, überden­
kenswerter Zustand ist.

Von dieser Arbeitsvergütung wird entsprechend den individu­
ellen Lebensumständen des Strafgefangenen und abhängig von 
der restlichen Haftzeit ein prozentualer Anteil für die Ansamm­
lung eines Rücklagebetrages, der den notwendigen Lebensun­
terhalt für eine gewisse Zeit nach der Verbüßung der Strafe si­
chert, abgezogen. Über das verbleibende Eigengeld kann der 
Strafgefangene frei verfügen und für persönliche Belange ver­
wenden. Dinge für die persönliche Hygiene - Seife und derglei­
chen - werden kostenlos von der Strafvollzugseinrichtung ge­
stellt.

Ausgehend vom Zahlenmaterial des Jahres 1986 - Abweichun­
gen entstanden aus den Amnestien 1987 und 1989 - übersteigen 
die Gesamtausgaben des Organs Strafvollzug bei weitem die 
Einnahmen, so daß ein Zuschuß aus dem Staatshaushalt von 
rund 111,3 Millionen Mark notwendig war. Die Gesamteinnah­
men von rund 274 Millionen Mark - insbesondere aus den Ar­
beitsleistungen der Strafgefangenen - standen einer Ausga­
bensumme von 385,8 Millionen Mark gegenüber. Jede Erhöhung 
der Arbeitsvergütung für die Strafgefangenen bedeutet dem­
nach gegenwärtig, die Zuschüsse aus dem Staatshaushalt zu er­
höhen.

Wir haben eben gerade die Haushaltsdebatte erlebt. Draußen 
demonstrieren Volkspolizisten, darunter auch viele Strafvoll­
zugsbeamte. Eine Erhöhung der Arbeitsvergütung für die Straf­
gefangenen ist aus der gegenwärtigen Sicht nicht möglich, da 
die Mittel aus dem Staatshaushalt zweifelsfrei nicht zur Verfü­
gung stehen. Ich sehe in Ihrer Frage aber einen notwendigen 
Hinweis, sich diesem gesellschaftlichen Bereich ganz schnell zu 
widmen. Bitte.

(Claus, PDS: Herr Minister! Gestatten Sie eine Anfrage?) 

Bitte.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Moment bitte. Wenn, dann müßten Sie jetzt dies beantragen. 
Es sind nämlich laut Geschäftsordnung an den Fragesteller 2 
Fragen möglich, und das Präsidium kann entscheiden, ob weite­
re Fragen zugelassen sind. Ich bitte, das zu beachten.

Claus (PDS):

Die Anlage 3 in diesem umfangreichen Papier ist weiter hin­
ten. Ich wollte Sie fragen, Herr Präsident, ob ich eine Frage an 
Herrn Minister Diestel richten kann.

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall: Bitte schön.)

(Heiterkeit und vereinzelt Beifall)

Das ist korrekt, aber wir haben uns ja mit diesem umfangrei­
chen Papier ausgestattet. Herr Minister! Wären Sie bereit, hier 
einiges zu den Motiven und Forderungen der demonstrierenden 
Volkspolizisten zu sagen?
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